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PASTORALE KONSTITUTION  
GAUDIUM ET SPES  

ÜBER DIE KIRCHE IN DER WELT VON HEUTE 

 

KAPITEL IV 

DAS LEBEN IN DER POLITISCHEN GEMEINSCHAFT 

73. Das öffentliche Leben heute 

Tiefgreifende Änderungen zeigen sich heute auch innerhalb der politischen Strukturen und 
Einrichtungen der Völker als Folge ihrer kulturellen, wirtschaftlichen und gesellschaftlichen 
Entwicklung. Diese Veränderungen haben großen Einfluß auf das Leben der politischen 
Gemeinschaft, vor allem hinsichtlich der Rechte und Pflichten aller bei der Ausübung der 
staatsbürgerlichen Freiheit, zur Verwirklichung des Gemeinwohls und bei der Ordnung der 
Beziehungen der Bürger untereinander und zur öffentlichen Gewalt. 

Aus dem lebendigeren Bewußtsein der menschlichen Würde wächst ja in den verschiedenen 
Teilen der Welt das Bestreben, eine neue politisch-rechtliche Ordnung zu schaffen, in der die 
Rechte der menschlichen Person im öffentlichen Leben besser geschützt sind, etwa das Recht 
auf Versammlungs-, Vereinigungs- und Meinungsfreiheit und das Recht auf privates und 
öffentliches Bekenntnis der Religion. 

Der Schutz dieser Personenrechte ist nämlich die notwendige Bedingung dafür, daß die Bürger 
einzeln oder im Verbund am Leben und der Leitung des Staates tätigen Anteil nehmen können. 
Parallel zu dem kulturellen, wirtschaftlichen und gesellschaftlichen Fortschritt wächst bei 
vielen das Verlangen nach mehr Anteil an der Gestaltung des Lebens der politischen 
Gemeinschaft. 

Im Bewußtsein vieler wächst das Verlangen, die Rechte der Minderheiten zu wahren, ohne daß 
deren Pflichten der politischen Gemeinschaft gegenüber außer acht gelassen werden; überdies 
nimmt die Achtung vor Menschen anderer Meinung oder Religion zu. Gleichzeitig bildet sich 
eine immer breitere Zusammenarbeit dafür heraus, daß alle Bürger, nicht nur einige 
privilegierte, wirklich in den Genuß ihrer persönlichen Rechte gelangen können. 

Umgekehrt werden alle jene politischen Formen in manchen Ländern verworfen, die die 
staatsbürgerliche und religiöse Freiheit schmälern, die Zahl der Opfer politischer 
Leidenschaften und Verbrechen vermehren und die Ausübung der staatlichen Gewalt zum 
Eigennutz einer bestimmten Partei oder gar der Machthaber selbst und zum Schaden des 
Gemeinwohls mißbrauchen. 

Für den Aufbau eines wirklich menschenwürdigen politischen Lebens ist nichts so wichtig wie 
die Pflege der inneren Einstellung auf Gerechtigkeit, Wohlwollen und Dienst am Gemeinwohl 
sowie die Schaffung fester Grundüberzeugungen über das wahre Wesen politischer 
Gemeinschaft und über das Ziel, den rechten Gebrauch und die Grenzen der öffentlichen 
Gewalt. 
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74. Natur und Endzweck der politischen Gemeinschaft 

Die Einzelnen, die Familien und die verschiedenen Gruppen, aus denen sich die politische 
Gemeinschaft zusammensetzt, wissen, daß sie allein nicht imstande sind, alles das zu leisten, 
was zu einem in jeder Richtung menschlichen Leben gehört. Sie erfassen die Notwendigkeit 
einer umfassenderen Gesellschaft, in der alle täglich ihre eigenen Kräfte zusammen zur ständig 
besseren Verwirklichung des Gemeinwohls einsetzen (1). 

So begründen sie denn die politische Gemeinschaft in ihren verschiedenen Formen. 

Die politische Gemeinschaft besteht also um dieses Gemeinwohls willen; in ihm hat sie ihre 
letztgültige Rechtfertigung und ihren Sinn, aus ihm leitet sie ihr ursprüngliches Eigenrecht ab. 

Das Gemeinwohl aber begreift in sich die Summe aller jener Bedingungen gesellschaftlichen 
Lebens, die den Einzelnen, den Familien und gesellschaftlichen Gruppen ihre eigene 
Vervollkommnung voller und ungehinderter zu erreichen gestatten (2). 

Aber die Menschen, die zu einer politischen Gemeinschaft zusammenfinden, sind zahlreich und 
verschiedenartig. Sie können mit Recht verschiedene Meinungen haben. Damit nun der Staat 
nicht dadurch, daß jeder seiner eigenen Ansicht folgt, zerfällt, bedarf es einer Autorität, welche 
die Kräfte aller Bürger auf das Gemeinwohl lenkt, nicht bloß durch die Automatismen des 
Institutionellen oder durch brutale Gewalt, sondern vor allem als moralische Macht, die sich 
stützt auf die Freiheit und auf das Bewußtsein einer übernommenen Verantwortung. 

Offenkundig sind also die politische Gemeinschaft und die öffentliche Autorität in der 
menschlichen Natur begründet und gehören zu der von Gott vorgebildeten Ordnung, 
wenngleich die Bestimmung der Regierungsform und die Auswahl der Regierenden dem freien 
Willen der Staatsbürger überlassen bleiben (3). 

Ebenso ergibt sich, daß sich die Ausübung der politischen Gewalt in der Gemeinschaft als 
solcher oder in den für sie repräsentativen Institutionen immer nur im Rahmen der sittlichen 
Ordnung vollziehen darf, und zwar zur Verwirklichung des Gemeinwohls - dieses aber 
dynamisch verstanden - und entsprechend einer legitimen juridischen Ordnung, die bereits 
besteht oder noch geschaffen werden soll. Dann aber sind auch die Staatsbürger im Gewissen 
zum Gehorsam verpflichtet4. Daraus ergeben sich also die Verantwortlichkeit, Würde und 
Bedeutung der Regierenden. 

Wo jedoch die Staatsbürger von einer öffentlichen Gewalt, die ihre Zuständigkeit überschreitet, 
bedrückt werden, sollen sie sich nicht weigern, das zu tun, was das Gemeinwohl objektiv 
verlangt. Sie haben jedoch das Recht, ihre und ihrer Mitbürger Rechte gegen den Mißbrauch 
der staatlichen Autorität zu verteidigen, freilich innerhalb der Grenzen des Naturrechts und des 
Evangeliums. 

Die konkrete Art und Weise, wie die politische Gemeinschaft ihre eigene Verfassung und die 
Ausübung der öffentlichen Gewalt ordnet, kann entsprechend der Eigenart der verschiedenen 
Völker und der geschichtlichen Entwicklung verschieden sein. Immer aber muß sie im Dienst 
der Formung eines gebildeten, friedliebenden und gegenüber allen anderen wohlwollenden 
Menschen stehen, zum Vorteil der gesamten Menschheitsfamilie. 
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75. Die Mitarbeit aller am öffentlichen Leben 

In vollem Einklang mit der menschlichen Natur steht die Entwicklung von rechtlichen und 
politischen Strukturen, die ohne jede Diskriminierung allen Staatsbürgern immer mehr die 
tatsächliche Möglichkeit gibt, frei und aktiv teilzuhaben an der rechtlichen Grundlegung ihrer 
politischen Gemeinschaft, an der Leitung des politischen Geschehens, an der Festlegung des 
Betätigungsbereichs und des Zwecks der verschiedenen Institutionen und an der Wahl der 
Regierenden (5). 

Alle Staatsbürger aber sollen daran denken, von Recht und Pflicht der freien Wahl Gebrauch 
zu machen zur Förderung des Gemeinwohls. 

Die Kirche ihrerseits zollt der Arbeit jener, die sich zum Dienst an den Menschen für das Wohl 
des Staates einsetzen und die Lasten eines solchen Amtes tragen, Anerkennung und Achtung. 

Soll die verantwortungsbewußte Mitarbeit der Bürger im täglichen Leben des Staates den 
gewünschten Erfolg haben, so muß eine Ordnung des positiven Rechtes vorhanden sein, in der 
eine sinnvolle Aufteilung der Ämter und Institutionen der öffentlichen Gewalt in Verbindung 
mit einem wirksamen und nach allen Seiten hin unabhängigen Schutz der Rechte gegeben ist. 

Die Rechte aller Personen, Familien und gesellschaftlichen Gruppen und deren Ausübung 
sollen anerkannt, geschützt und gefördert werden6 zusammen mit den Pflichten, die alle 
Staatsbürger binden. Unter diesen Pflichten muß ausdrücklich die Pflicht genannt werden, dem 
Staat jene materiellen und persönlichen Dienste zu leisten, die für das Gemeinwohl notwendig 
sind. 

Die Regierenden sollen sich davor hüten, den Familien, gesellschaftlichen und kulturellen 
Gruppen, vorstaatlichen Körperschaften und Institutionen Hindernisse in den Weg zu legen 
oder ihnen den ihnen zustehenden freien Wirkungskreis zu nehmen; vielmehr sollen sie diese 
großzügig und geregelt fördern. 

Aber auch die Staatsbürger, einzeln oder in Gruppen, sollen der öffentlichen Autorität nicht 
eine zu umfangreiche Gewalt zugestehen noch von ihr ungebührlich große Zuwendungen und 
Begünstigungen fordern, so daß die Eigenverantwortung der Einzelnen, der Familien und 
gesellschaftlichen Gruppen gemindert wird. 

Die heutzutage stets verwickelter werdenden Verhältnisse zwingen die staatliche Autorität, 
häufiger in soziale, wirtschaftliche und kulturelle Angelegenheiten einzugreifen; sie will damit 
geeignetere Voraussetzungen dafür schaffen, daß die Staatsbürger und gesellschaftlichen 
Gruppen wirksamer in Freiheit das Wohl des Menschen in jeder Hinsicht verwirklichen können. 
Je nach der Verschiedenheit der Länder und der Entwicklung der Völker können jedoch die 
Beziehungen zwischen der Sozialisation (7) und der Autonomie sowie der Entfaltung der 
Person verschieden gedacht werden. Überall jedoch, wo die Ausübung von Rechten um des 
Gemeinwohls willen zeitweise beschränkt wird, muß die Freiheit, sobald die Voraussetzungen 
für diese Beschränkung wegfallen, unverzüglich wiederhergestellt werden. Unmenschlich ist 
es, wenn eine Regierung auf totalitäre oder diktatorische Formen verfällt, die die Rechte der 
Person und der gesellschaftlichen Gruppen verletzen. 

Die Staatsbürger sollen eine hochherzige und treue Vaterlandsliebe pflegen, freilich ohne 
geistige Enge, vielmehr so, daß sie dabei das Wohl der ganzen Menschheitsfamilie im Auge 
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behalten, die ja durch die mannigfachen Bande zwischen den Rassen, Völkern und Nationen 
miteinander verbunden ist. 

Die Christen sollen in der politischen Gemeinschaft jene Berufung beachten, die ihnen ganz 
besonders eigen ist. Sie sollen beispielgebend dafür sein, insofern sie pflichtbewußt handeln 
und sich für das Gemeinwohl einsetzen. Sie sollen durch ihre Tat zeigen, wie sich Autorität mit 
Freiheit, persönliche Initiative mit solidarischer Verbundenheit zum gemeinsamen Ganzen, 
gebotene Einheit mit fruchtbarer Vielfalt verbinden lassen. Berechtigte 
Meinungsverschiedenheiten in Fragen der Ordnung irdischer Dinge sollen sie anerkennen, und 
die anderen, die als Einzelne oder kollektiv solche Meinungen anständig vertreten, sollen sie 
achten. 

Die politischer Parteien müssen das fördern, was ihres Erachtens nach vom Gemeinwohl 
gefordert wird; sie dürfen niemals ihre Sonderinteressen über dieses Gemeinwohl stellen. 

Die heute dem Volk und besonders der Jugend so notwendige staatsbürgerliche und politische 
Erziehung ist eifrig zu pflegen, so daß alle Bürger am Leben der politischen Gemeinschaft aktiv 
teilnehmen können. Wer dazu geeignet ist oder sich dazu ausbilden kann, soll sich darauf 
vorbereiten, den schweren, aber zugleich ehrenvollen8 Beruf des Politikers auszuüben, und sich 
diesem Beruf unter Hintansetzung des eigenen Vorteils und materiellen Gewinns widmen. 
Sittlich integer und klug zugleich, soll er angehen gegen alles Unrecht und jede Unterdrückung, 
gegen Willkürherrschaft und Intoleranz eines Einzelnen oder einer politischen Partei. Redlich 
und gerecht, voll Liebe und politischen Muts soll er sich dem Wohl aller widmen. 

76. Politische Gemeinschaft und Kirche 

Sehr wichtig ist besonders in einer pluralistischen Gesellschaft, daß man das Verhältnis 
zwischen der politischen Gemeinschaft und der Kirche richtig sieht, so daß zwischen dem, was 
die Christen als Einzelne oder im Verbund im eigenen Namen als Staatsbürger, die von ihrem 
christlichen Gewissen geleitet werden, und dem, was sie im Namen der Kirche zusammen mit 
ihren Hirten tun, klar unterschieden wird. 

Die Kirche, die in keiner Weise hinsichtlich ihrer Aufgabe und Zuständigkeit mit der 
politischen Gemeinschaft verwechselt werden darf noch auch an irgendein politisches System 
gebunden ist, ist zugleich Zeichen und Schutz der Transzendenz der menschlichen Person. 

Die politische Gemeinschaft und die Kirche sind auf je ihrem Gebiet voneinander unabhängig 
und autonom. Beide aber dienen, wenn auch in verschiedener Begründung, der persönlichen 
und gesellschaftlichen Berufung der gleichen Menschen. Diesen Dienst können beide zum 
Wohl aller um so wirksamer leisten, je mehr und besser sie rechtes Zusammenwirken 
miteinander pflegen; dabei sind jeweils die Umstände von Ort und Zeit zu berücksichtigen. Der 
Mensch ist ja nicht auf die zeitliche Ordnung beschränkt, sondern inmitten der menschlichen 
Geschichte vollzieht er ungeschmälert seine ewige Berufung. 

Die Kirche aber, in der Liebe des Erlösers begründet, trägt dazu bei, daß sich innerhalb der 
Grenzen einer Nation und im Verhältnis zwischen den Völkern Gerechtigkeit und Liebe 
entfalten. Indem sie nämlich die Wahrheit des Evangeliums verkündet und alle Bereiche 
menschlichen Handelns durch ihre Lehre und das Zeugnis der Christen erhellt, achtet und 
fördert sie auch die politische Freiheit der Bürger und ihre Verantwortlichkeit. 
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Wenn die Apostel und ihre Nachfolger mit ihren Mitarbeitern gesandt sind, den Menschen 
Christus als Erlöser der Welt zu verkünden, so stützen sie sich in ihrem Apostolat auf die Macht 
Gottes, der oft genug die Kraft des Evangeliums offenbar macht in der Schwäche der Zeugen. 
Wer sich dem Dienst am Wort Gottes weiht, muß sich der dem Evangelium eigenen Wege und 
Hilfsmittel bedienen, die weitgehend verschieden sind von den Hilfsmitteln der irdischen 
Gesellschaft. 

Das Irdische und das, was am konkreten Menschen diese Welt übersteigt, sind miteinander eng 
verbunden, und die Kirche selbst bedient sich des Zeitlichen, soweit es ihre eigene Sendung 
erfordert. Doch setzt sie ihre Hoffnung nicht auf Privilegien, die ihr von der staatlichen 
Autorität angeboten werden. Sie wird sogar auf die Ausübung von legitim erworbenen Rechten 
verzichten, wenn feststeht, daß durch deren Inanspruchnahme die Lauterkeit ihres Zeugnisses 
in Frage gestellt ist, oder wenn veränderte Lebensverhältnisse eine andere Regelung fordern. 

Immer und überall aber nimmt sie das Recht in Anspruch, in wahrer Freiheit den Glauben zu 
verkünden, ihre Soziallehre kundzumachen, ihren Auftrag unter den Menschen unbehindert zu 
erfüllen und auch politische Angelegenheiten einer sittlichen Beurteilung zu unterstellen, wenn 
die Grundrechte der menschlichen Person oder das Heil der Seelen es verlangen. Sie wendet 
dabei alle, aber auch nur jene Mittel an, welche dem Evangelium und dem Wohl aller je nach 
den verschiedenen Zeiten und Verhältnissen entsprechen. 

In der Treue zum Evangelium, gebunden an ihre Sendung in der Welt und entsprechend ihrem 
Auftrag, alles Wahre, Gute und Schöne in der menschlichen Gemeinschaft zu fördern (9) und 
zu überhöhen, festigt die Kirche zur Ehre Gottes den Frieden unter den Menschen (10). 

 

 

Quelle: http://www.vatican.va/archive/hist_councils/ii_vatican_council/documents/vat-
ii_const_19651207_gaudium-et-spes_ge.html [10.4.2019].  


